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I
nfolge des Coup d’etat im März 1962 ent-
stand in Birma1 ein Militärregime, dem sämt-
liche staatlichen Behörden untergeordnet 
wurden. Auch wirtschaftlich übernahm die 
Junta unter Ne Win das Zepter und führte 

eine umfassende Nationalisierung durch. Mit der 
Kontrolle von Wirtschaft und Außenhandelspoli-
tik gelang es dem Militär, ein feinmaschiges kli-
entelistisches Netzwerk zu knüpfen, das es dem 
Offizierskorps und ihm ergebenen Geschäftsleuten 
gestattete, mittels ausländischer Wirtschaftshilfen 
(bis Ende der 1980er Jahre vorrangig aus Japan) und 
den Erlösen aus dem lukrativen Handel mit (Teak-)
Holz, Edelsteinen und Drogen ihre Interessen ab-
zusichern. Mit der Konsequenz, daß das Militär, 
vor allem (Regional-)Kommandeure und mit ihnen 
kooperierende People’s Militia Forces (PMF), bis 
in die jüngste Zeit immense Gewinne aus legalen 
wie illegalen Geschäften einstreichen konnten.

Die britische Nichtregierungsorganisation Glo-
bal Witness schätzt, daß allein von 1990 bis 2005 
etwa 18 Prozent des Primärwaldes abgeholzt wur-
den – in einem Land, das einst über vier Fünftel des 
Bestands aller Teakbäume auf der Erde verfügte. 
Überdies mußten sich Militärbataillone, erst recht 
in den Grenzregionen, durch das Anlegen von Far-
men, Plantagen oder anderweitige Geschäfte selbst 
versorgen. Kein Wunder, daß auf diese Weise in 
der Vergangenheit reich gewordene Personen heute 
Kaufhäuser, luxuriöse Hotel- und Touristikressorts 
und selbst Fluglinien besitzen.2

Die Ära Ne Win
Zur Legitimierung seiner umfassenden Machtbe-
fugnisse hatte das Ne-Win-Regime als neue Staats-
doktrin den »birmanischen Weg zum Sozialismus« 
mit der Burma Socialist Programme Party (BSPP) 
als einzig zugelassener politischer Partei entwic-
kelt. Nach außen hin verkündete man, die Partei sei 
das dem Land angemessene politische Instrument, 
um mit Hilfe eines Amalgams aus Marxismus, 
Buddhismus, Nationalismus und Sozialismus einen 
eigenständigen Entwicklungskurs einzuschlagen. 
Ne Win selbst wirkte in den kommenden 26 Jah-
ren in unterschiedlichen Funktionen  – als Chef 
der Streitkräfte, Vorsitzender des Revolutionsrates, 
Premierminister der Revolutionsregierung, Präsi-
dent der Sozialistischen Republik der Union von 
Birma sowie als Vorsitzender der BSPP.

Die ersten Opfer drakonischer Maßnahmen nach 
dem Militärputsch waren die Studenten. In der 
Hauptstadt Rangun ließen Gefolgsleute des neu-
en Machthabers im Sommer 1962 das Gebäude 
der historischen Universität sprengen. Landesweit 
blieben Hochschulen geschlossen, so daß sich Tau-
sende Studierende im Hinterland Guerillaeinheiten 
anschlossen oder im Ausland, vorzugsweise im be-
nachbarten Thailand, untertauchten oder um Asyl 
nachsuchten. Gegen die unterschiedlichen Gueril-
laeinheiten ging das Militär mit äußerster Brutalität 
vor. Bewohner ganzer Dörfer, selbst Kinder, wur-
den zwangsweise als Helfer in die Kriegsführung 
eingebunden. Wie in keinem anderen südostasiati-
schen Land entstand ein allgegenwärtiges Bespit-
zelungssystem, in das selbst buddhistische Bon-
zen (Bezeichnung für buddhistische Mönche bzw. 
Priester, jW) integriert wurden. Ne Win wandelte 
die Streitkräfte schrittweise in eine beachtliche 
Kampftruppe um. Er half mit, daß die Tatmadaw, 
die birmanische Armee, mit zirka 490 000 Mann 
unter Waffen und einem Jahresetat, der zwischen 30 
und 40 Prozent des Staatsbudgets beträgt, auf Platz 
zehn der größten Militärs der Welt rangiert. Nach 
Vietnam verfügt das Land über das in Südostasi-
en zweitgrößte Heer. Zugute kam Ne Win dabei 
seine Ausbildung in Aufstandsbekämpfung durch 
Instrukteure der gefürchteten japanischen Militär-
polizei Kempeitai.

Ermöglicht wurde der lange Machterhalt Ne 
Wins nicht zuletzt von einem alten und neuen Gön-

ner – nämlich Japan. Es blieb nach dem Kriegsende 
einer der engsten Verbündeten und größten Geld-
geber der Regierungen in Rangun. Bereits 1954 un-
terzeichnete Tokio mit dem unabhängigen Birma 
als erstem südostasiatischen Staat ein Abkommen 
über Kriegsreparationen in Höhe von umgerechnet 
250 Millionen US-Dollar. Und von 1962 bis 1988 
stellten Japans Regierungen dem Regime in Ran-
gun umgerechnet 2,2 Milliarden Dollar an Hilfsgel-
dern zur Verfügung.3

Am 23. Juli 1988 trat Ne Win nach 26 Amts-
jahren zurück, nachdem das Land zuvor mit ei-
ner schweren Wirtschaftskrise konfrontiert war. 
Die Kosten für Grundnahrungsmittel und Treib-
stoff hatte sich vervielfacht. Es herrschte großer 
Unmut darüber, daß durch eine unangekündigte, 
entschädigungslose Außerkraftsetzung der 25-, 35- 
und 75-Kyat-Noten ein Großteil der Bevölkerung 
buchstäblich über Nacht geschröpft wurde. Die Re-
gierung hatte diesen Schritt damit begründet, den 
ausufernden Schwarzmarkt eindämmen zu wollen. 
Im Verlauf landesweiter Massenproteste, die blutig 
niedergeschlagen wurden, um, wie die Militärs be-
tonten, »die Auflösung der Union zu verhindern«, 
übernahm General Saw Maung die Macht. Ab dem 
18. September 1988 wurde die Herrschaft durch ei-
ne kollektive Militärführung, den Staatsrat zur Wie-
derherstellung von Gesetz und Ordnung (SLORC), 
verkörpert.

Ne Win verschwand von der politischen Bildflä-
che, doch hinter den Kulissen vermochte er noch 
bis zu seinem Tod  – er starb 91jährig am 5.  De-
zember 2002 – als graue Eminenz zu wirken. Die 
letzten Tage seines Lebens mußte er allerdings ab-
geschottet von der Öffentlichkeit unter Hausarrest 
verbringen. Ebenso wenig gab es ein Staatsbegräb-
nis, lediglich der engste Verwandten- und Freundes-
kreis war bei der Beerdigung zugegen. So endete 
zwar die Ära Ne Win, nicht aber die des Militärs. 
Faktisch hatte die jüngere Garde des Militärs die 
ältere ersetzt. Diejenigen Personen, die nunmehr 
im SLORC, der sich Ende 1997 in Staatsrat für 
Frieden und Entwicklung (SPDC) umbenannt hat-
te, Führungspositionen übernehmen sollten, waren 

allesamt Protegés der grauen Eminenz gewesen. 
Saw Maung war noch unter Ne Win zum Ober-
kommandierenden der Streitkräfte ernannt worden, 
bevor er als SLORC-Vorsitzender auch zeitweilig 
Ministerpräsident und Außenminister war.

Der Sieben-Stufen-Plan
Khin Nyunt, Chef des militärischen Geheimdien-
stes, war zunächst der neue Hoffnungsträger der 
Tatmadaw. Von 1997 bis August 2003 war er Erster 
Sekretär des SPDC und anschließend bis Mitte 
Oktober 2004 Premierminister. Kurz nachdem er 
als Premier vereidigt worden war, verkündete er 
erstmalig einen Sieben-Stufen-Plan, nach dem das 
Land »systematisch und schrittweise den Weg zur 
Demokratie« beschreiten sollte. Doch die wesent-
lichen Etappen zur Umsetzung dieser Roadmap 
einer »disziplinierten Demokratie« erfolgten wäh-
rend der Herrschaft des Generals Than Shwe. Seit 
1992 stand dieser dem Staatsrat vor, amtierte zeit-
weilig als Regierungschef und hielt mit den Po-
sten des Oberbefehlshabers der Streitkräfte, des 
Verteidigungsministers und des Präsidenten die 
größten Machtbefugnisse in seinen Händen. Than 
Shwe war spätestens seit Herbst 2004 bis zu seinem 
Rücktritt von allen politischen und militärischen 
Ämtern im Februar 2011 unangefochten die Num-
mer eins in Myanmars Nomenklatur.

Seit 2003 verfolgte die herrschende Militärjunta 
aus der Position der Stärke und ohne das Zepter 
aus der Hand zu geben ihr Ziel, das Land mit Hilfe 
eines Sieben-Stufen-Plans bis zum Jahr 2015 in eine 
»disziplinierte Demokratie« zu führen. Konkret be-
inhaltete der Plan die Wiedereinberufung der zwi-
schenzeitlich suspendierten Nationalversammlung 
sowie die Ausarbeitung einer neuen Verfassung 
bis 2008, die der Bevölkerung zur Abstimmung 
vorgelegt werden sollte. Später sollte dann die Wahl 
einer Regierung sowie eines Parlaments folgen. 
Am 9. Februar 2008 ließ Than Shwe überraschend 
genauere Daten verkünden. Über die neue Verfas-
sung solle im Mai 2008 abgestimmt werden und 
allgemeine Wahlen sollten bis Ende 2010 stattfin-

den. Allerorten herrschte Skepsis, die zusätzlich da-
durch genährt wurde, daß sich nach dem verheeren-
den Zyklon Nargis Anfang Mai 2008, der im Süden 
des Landes Schneisen der Verwüstung hinterlassen 
hatte, die Generäle eine Zeitlang internationale 
Hilfslieferungen als »unerwünschte Einmischung 
von außen« verbaten.

Kurze Zeit später, am 10. Mai, ließ die Militärre-
gierung die Bevölkerung über die neue Verfassung 
entscheiden, die offiziell mit über 92 Prozent der 
abgegebenen Stimmen gebilligt wurde. Seit dem 
22. Oktober 2010 verfügt das Land, das sich seit-
her Republik der Union von Myanmar nennt, auch 
über ein neues Staatswappen, eine neue National-
hymne sowie über eine neue Staatsflagge. Letztere 
entspricht mit ihren drei Streifen (gelb, grün, rot) 
genau der Flagge, die Birma als japanischer Ma-
rionettenstaat Mitte der 1940er Jahre verwendet 
hatte. Der einzige Unterschied: Während damals 
ein Pfau den Mittelpunkt der Flagge zierte, ist dies 
heute ein weißer fünfzackiger Stern. Mit den Par-
lamentswahlen vom 7. November 2010, den ersten 
seit 20 Jahren, wurde die fünfte Etappe des Sieben-
Stufen-Plans erreicht.

Dabei konnte die von Premierminister Thein 
Sein geführte Union Solidarity and Development 
Party (USDP) 76,5 Prozent der Stimmen auf sich 
vereinigen. 25 Prozent der Sitze in der Volkskam-
mer, der Nationalitätenkammer sowie in den 14 Re-
gionalparlamenten sind laut Verfassung ohnehin 
den Militärs vorbehalten. Thein Sein sowie andere 
hochrangige Generäle hatten kurz vor dem Urnen-
gang ihre Militäruniformen gegen die traditionelle 
birmesische Bekleidung und Sandalen getauscht. 
Die von Aung San Suu Kyi geführte oppositionelle 
National League for Democracy (NLD) boykottier-
ten diesen Urnengang, was im Oppositionslager 
Unruhe und Widerspruch hervorrief.

Das Kalkül der Militärjunta war aufgegangen. 
Mit den längst überfälligen oberflächlichen Verän-
derungen konnte sie internationale Kritik an ihrem 
autoritären Regime dämpften. Und im Zuge der 
Reformen mußte sich die Führungsspitze um ihre 
Nachfolge kümmern, wodurch jüngere, ihr nach 
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wie vor politisch geneigte Kader an die Reihe ka-
men, die gleichzeitig einen Regimewechsel zu ver-
meiden wußten. Am 4. Februar 2011 wurde schließ-
lich der Premierminister und Exgeneral Thein Sein 
zum Staatspräsidenten und somit neuen Staats-
oberhaupt durch das erstmalig tagende Parlament 
bestimmt. Bei den Nachwahlen Anfang April trat 
Aung San Suu Kyi, deren langjähriger Hausarrest 
am 13.  November 2010 aufgehoben worden war, 
allerdings an und konnte den Löwenanteil der noch 
zu besetzenden 40 Mandate für sich und ihre NLD 
erringen. Seitdem beschwört die neue Parlaments-
abgeordnete, die zuvor als prominenteste Dissiden-
tin ihres Landes gegenüber dem Ausland für einen 
rigiden Sanktionskurs eingetreten war, ihr neues 
Credo: »Einheit ist Stärke, Einheit ist überall von-
nöten, erst recht in unserem Land.« Seitdem erlebte 
Myanmar im Zeitraffer eine Entwicklung, die selbst 
die intimsten Landeskenner noch wenige Wochen 
zuvor für gänzlich unmöglich gehalten hätten. Da 
wurden auf einmal unabhängige Gewerkschaften 
erlaubt, zu langjährigen Haftstrafen abgeurteilte 
politische Gefangene freigelassen, die Pressezen-
sur wurde gelockert und die NLD legalisiert.

Verpuffte Sanktionen
Diese weitreichenden innenpolitischen Prozes-
se wurden flankiert von einer Außenpolitik, die 
flexibel auf die Belange der Herrschenden abge-
stimmt wurde. Derweil brauchte das Regime auf 
die Regierungen des Westens keinerlei Rücksicht 
zu nehmen. Deren langjährige Sanktionen – ohne-
hin mißachtet von Firmen wie Rolls Royce, Lloyds 
of London, dem französischen Ölkonzern Total so-
wie dem US-amerikanischen Unternehmen Unocal 
bzw. Chevron  – haben die Militärjunta letztlich 
stabilisiert und auch Myanmars Wirtschaftspartner 
wie China, Indien, Singapur, Thailand und zum 
Teil auch Rußland sowie Südkorea gestärkt. Sie alle 
hatten nur eines im Blick: Myanmars Ressourcen-
reichtum – Holz, Diamanten, Öl und Gas.

Vor allem die Volksrepublik China wurde zum 
Profiteur der westlichen Sanktionspolitik. Bereits 
im Oktober 1989 war Than Shwe, damals noch 
in seiner Eigenschaft als Vizevorsitzender des 
SLORC, nach Peking gereist. Ein Besuch, der mit-
verantwortlich dafür war, daß sich im Laufe der 
folgenden zwei Jahrzehnte die nachbarschaftlichen 
Kontakte so eng wie nie zuvor gestalteten. Immer-
hin haben die beiden Länder eine über 2 200 Ki-
lometer lange gemeinsame Grenze. Sämtliche 
gigantischen Infrastrukturprojekte  – der Bau von 
Öl- und Gaspipelines, Staudämmen, mehrspurigen 
Straßen, Eisenbahnverbindungen und des Hafens 
Tilowa – wurden dank Pekings politischer Rücken-
deckung und umfangreicher chinesischer Investi-

tionen angestoßen.4 Für Myanmar lohnten sich die-
se Deals, zumal eine verbesserte Infrastruktur dem 
sich entwickelnden Dienstleistungssektor zugute 
kommt und das Vermarkten landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse erleichtert. Vordergründig geht es um 
den beschleunigten Handel und verbesserte Trans-
portwege zwischen China, Myanmar und Indien. 
Doch Peking sicherte sich darüber hinaus auch 
den geo- und militärstrategisch wichtigen Zugang 
zum Indischen Ozean und somit eine signifikante 
Verkürzung von Handelsrouten in den Nahen und 
Mittleren Osten sowie nach Europa. Noch ist China 
mit umgerechnet 14,1 Milliarden US-Dollar der mit 
Abstand größte Investor in Myanmar, wo sich das 
Gesamtinvestitionsvolumen momentan auf 41 Mil-
liarden Dollar pro Jahr beläuft. Doch das dürfte 
sich mittelfristig zugunsten Japans verändern, das 
der Regierung in der neuen Hauptstadt Naypyidaw 
erst Anfang dieses Jahres die Hälfte der rund sechs 
Milliarden Dollar an myanmarischer Schuldenlast 
erließ. Im Gegenzug signalisierte man Tokio, daß 
japanische Großunternehmen die besten Chancen 
haben, vom »Boomrausch« zu profitieren  – vom 
Automobilmarkt über das Kommunikationssystem 
bis hin zum Banken-, Finanz- und Immobiliensek-
tor.5

Da der Reformkurs des neuen Präsidenten auch 
im Westen zunehmend Unterstützung findet und 
Sanktionsüberlegungen passé sind, verschafft dies 
dem Regime gegenüber dem mächtigen nördlichen 
Nachbarn zusätzliches Gewicht: Im Oktober 2011 
kündigte Thein Sein den Stopp der Arbeiten am 
knapp vier Milliarden US-Dollar teuren Myitsone-
Staudamm an – zum Verdruß des Staatskonzerns 
China Power Investment Corporation (CPIC). Der 
Präsident begründete den Schritt damit, das Projekt 
nicht »gegen den Willen des Volkes« durchsetzen 
zu wollen. Der Damm würde den Lauf des Irrawad-
dy ändern, der Fluß ist die Lebensader des Landes. 
»Wahrung des Volkswillens«  – diese ungewöhn-
liche Wortwahl war offensichtlich mit Rücksicht 
auf wachsende antichinesische Ressentiments im 
Lande gewählt worden. 

Ohne die politische Führung in Peking offen 
zu brüskieren, aber mit dem Ziel die chinesische 
Dominanz abzuschwächen, besuchten hochrangige 
myanmarische Regierungsvertreter, darunter auch 
Präsident Thein Sein, die USA. Und im Gegenzug 
begaben sich US-Außenministerin Hillary Clin-
ton und US-Präsident Barack Obama im Dezem-
ber 2011 beziehungsweise im November 2012 auf 
Stippvisite in das südostasiatische Land. Außerdem 
fand ein gegenseitiger Besucheraustausch hoch-
rangiger Militärs beider Länder statt, den der neue 
Oberkommandierende der Tatmadaw, General Min 
Aung Hlaing, ausdrücklich begrüßte. Möglich ge-
worden war dies nicht zuletzt deshalb, weil Obama 

ein »pragmatisches Engagement« bevorzugt und 
im Juli 2009 einen Freundschafts- und Kooperati-
onsvertrag mit dem südostasiatischen Staatenbünd-
nis ASEAN, dem Myanmar als Mitgliedsland ange-
hört, unterschrieben hatte. Das war eine deutliche 
Abkehr von der Politik seines Vorgängers George 
W. Bush, der auch in Myanmar gern einen »Regime 
change« gesehen hätte und dessen Außenministe-
rin Condoleezza Rice das Land Mitte Januar 2005 
öffentlich als einen »Vorposten der Tyrannei« ge-
brandmarkt hatte.6

International hoffähig?
Nach Dekaden von Boykotten, diplomatischen Ver-
urteilungen und Sanktionen seitens des Westens 
scheinen Myanmars einst verruchte Militärs zu 
Meisterorganisatoren der Modernisierung mutiert 
zu sein. Jedenfalls bestimmten sie den Verlauf einer 
langjährigen Innen- und Außenpolitik, die darauf 
abzielen, überfällige gesellschaftspolitische Verän-
derungen anzustoßen. Wo immer er auftritt, wirbt 
Präsident Thein Sein für durchgreifende Reformen 
in Wirtschaft, Gesellschaft und Politik. Darunter 
versteht er die Verbesserung des Gesundheitswe-
sens, eine Reform des Steuersystems, Gehaltserhö-
hungen für öffentliche Bedienstete sowie die För-
derung freier Medien und zivilgesellschaftlicher 
Initiativen.

Strittiger Punkt bleibt die neue Verfassung. Die-
se sieht weiterhin ein Präsidialsystem vor, während 
Vertreter der nichtmyanmarischen Bevölkerungs-
gruppen auf die Schaffung einer föderalen Union 
drängen. Nur so ließen sich ihrer Meinung nach 
über reine Waffenstillstandsabkommen auch Ver-
handlungen mit Blick auf einen dauerhaften Frie-
den erreichen. Der Einfluß des Militärs in Staat, 
Gesellschaft, Politik und Wirtschaft wird auch in 
naher Zukunft fortbestehen und an der Peripherie 
(vor allem in Kachin und Rakhine) bestimmend 
bleiben. Doch das politische Zentrum wird schwer-
lich im Stile eines exklusiven Generalstabs »zu-
richtbar« sein, wie das die längste Zeit in der Ge-
schichte des unabhängigen Birma/Myanmar der 
Fall war.7

Auf außenpolitischem Parkett kann sich Präsi-
dent Thein Sein auf vier Dinge freuen: Interna-
tionale Sanktionen gegen das Land dürften noch 
innerhalb dieses Jahres gänzlich aufgehoben wer-
den. Ebenfalls in diesem Jahr, vom 11. bis zum 22. 
Dezember, wird Myanmar die 27. Südostasienspie-
le – unter dem Motto »Green, Clean, and Friend-
ship« (Grün, Sauber und Freundschaft) – ausrich-
ten und 2014 den ASEAN-Vorsitz übernehmen, 
um schließlich im Jahr darauf nicht nur mit der 
Wahl eines neuen Präsidenten die letzte Etappe des 
Sieben-Stufen-Plans abzuschließen, sondern auch 

der ebenfalls im Jahre 2015 entstehenden ASEAN-
Wirtschaftsgemeinschaft (AEC) als reformorien-
tiertes Mitglied beizutreten. Diese Großereignisse 
und bedeutsamen innenpolitischen Entscheidun-
gen dürften weder die Exmilitärs um Thein Sein 
und nachrückende jüngere Offiziere noch die glei-
chermaßen auf Nationalstolz und internationale 
Reputation bedachten Oppositionsparteien und 
-gruppen durch einen Rückfall in Militarismus und 
eine Militärdiktatur gefährdet sehen wollen. 
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Über die Zerschlagung der 
Großmacht Sowjetunion
Von Nikolai Ryschkow Kauf am 

KiosK!

Bis 2011 die unangefochtene Nummer eins in der Nomenklatura Myanmars: Der General Than Shwe hielt über Jahre als Regierungschef, Vorsitzender des Staatsrats, Oberbefehlshaber der Streitkräfte, 
Verteidigungsminister beziehungsweise Präsident die Macht in seinen Händen (Militärparade anläßlich des »Tages der Streitkräfte« in Naypyidaw, 27.3.2009)
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